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Wir sind jetzt alle Sozialisten«, titelte 
das amerikanische Nachrichten-
magazin Newsweek auf dem Höhe-
punkt der Finanz- und Wirt-

schaftskrise am 6. Februar 2009. Man konnte 
sich die Augen reiben. Man konnte sie sich auch 
gleich noch mal reiben, wenn man weiterlas. Der 
Sozialismus, auf den die US-Journalisten ihr 
Land da zumarschieren sahen, war derjenige, der 
schon Westeuropa in seinen Klauen gehalten 
habe. »Wir werden zunehmend französischer«, 
schrieb das Blatt.

Unter Sozialismus stellt sich jeder etwas anderes 
vor; das war schon immer so. Wenn nicht gerade 
vom real existierenden (beziehungsweise nicht mehr 
existierenden) Sozialismus der früheren Ostblock-
staaten die Rede ist, pendeln die Zielvorstellungen 
zwischen autokratischer Staatsaufsicht, demokra-
tischer Bestimmung der wirtschaftlichen Ziele und 
anarchistischer Verwirklichung in freien Kollekti-
ven, zwischen gewaltsamer Revolution und fried-
licher Überzeugungsarbeit, zwischen der Erfüllung 
historischer Aufträge und der tastenden Suche nach 
einer besseren Zukunft.

Und trotzdem: 22 Jahre nach dem Fall der 
Mauer und drei Jahre nach dem Ende von Lehman 
Brothers zeigen sich in diesem Durcheinander ei-
nige Kristallisationspunkte, mit deren Hilfe man 
sich eine konkrete Politik vorstellen kann – und 
vielleicht sogar einen neuen Sozialismus. Seit Jahren 
schon schaut die Linke nach Zentral- und Südame-

rika. In Venezuela spricht Staatschef Hugo Chávez 
seit seiner Machtergreifung 1998 vom »Sozialismus 
des 21. Jahrhunderts«. Er ließ sich vom deutsch-
stämmigen und in Mexiko forschenden Soziologen 
Heinz Dieterich (siehe Inter-
view nächste Seite) beraten 
und fand Nachahmer in Län-
dern wie Bolivien und Ecua-
dor. Chávez enteignete interna-
tionale Konzerne, legte sich 
aber auch mit heimischen 
Firmen an und steckte große 
Teile der Öleinnahmen in po-
pulistische Umverteilungspro-
gramme zugunsten der sozial 
Schwachen. 

»Der zentrale Gedanke ist 
hier die Wiederaneignung von 
Enteignetem«, sagt Elmar Alt-
vater, Soziologe aus Berlin und 
Kenner der linken Szene, »ein 
Gedanke, der bis auf Rosa 
Luxemburg zurückgeführt 
werden kann.« Ob Boden-
schätze oder Energieversor-
gung, ob Urheberrechte oder 
Patente auf Erbgut: Wenn 
Konzerne und sonstige Machteliten sich diese 
unter den Nagel gerissen hätten, dann dürfe die 
Mehrheit sie sich zurückholen. Auf Altvater wirkt 
der Gedanke erstaunlich frisch. »Man kann sagen, 

dass die Occupy-Bewegung, die an der Wall Street und 
in Frankfurt demonstrierte, in Lateinamerika vorge-
dacht und vorpraktiziert worden ist.«

Die wichtige Frage bleibt: Und dann? Die auto-
kratische Revolution des Hugo 
Chávez gilt nicht mal wesentlichen 
Teilen der Linken als gelungen – 
eine tragfähige neue Form des Wirt-
schaftens ist dort nicht entstanden, 
und ohne Erdöleinnahmen wäre das 
Land bankrott. Ein leuchtendes 
Vorbild für eine sozialistische Wirt-
schaftsordnung kann das nicht sein.

Ein Lösungsvorschlag für dieses 
Problem, der im Moment viel Auf-
merksamkeit erfährt, ist Old school-
Sozialismus im neuen Gewand: Der 
Staat oder eine andere gesellschaft-
liche Organisationsform soll die 
ganze Wirtschaft planen. In Moskau 
und an anderen Orten ist das zwar 
schon mal schiefgegangen, eigent-
lich auch bei Chávez, aber schließ-
lich – sagen die neuen Anhänger der 
ö�entlichen Planung – gibt es den 
technischen Fortschritt. Computer, 
Netzwerke, Verfahren zur Daten-

berechnung sowie Einsichten aus der Psychologie und 
der Managementlehre könnten dabei helfen, eine 
funktionierende Planwirtschaft zu bauen. Was sind 
transnationale Konzerne heute anderes als globale 

Planwirtschaften, koordiniert mit Computerhilfe? 
Wenn die das scha�en, warum nicht auch Sozialisten?

Eine andere populäre Denkrichtung entspringt 
der Wiederentdeckung und der Faszination für ge-
meinschaftliche Produktionsformen, die spontan 
entstehen. Ausgerechnet die Trägerin des Wirt-
schaftsnobelpreises im Jahr 2009, die amerikani-
sche Sozialforscherin Elinor Ostrom, hat ihr Leben 
der Erforschung sogenannter Allmenden gewid-
met: Wälder, Wasserreservoire oder Jagdgründe, die 
von einer Gruppe gemeinsam bewirtschaftet wer-
den. Ostrom hat gezeigt, dass die gemeinschaftli-
che Verwaltung hier ohne staatliche Planwirtschaft, 
aber auch ohne eine Überführung in den Privatbe-
sitz funktioniert. Häu�g handeln die beteiligten 
Fischer, Jäger oder Landwirte untereinander die 
Regeln aus und beaufsichtigen deren Einhaltung. 

Verwandt damit sind gemeinschaftliche Arbeits-
formen, wie sie in der Open-Source-Bewegung und 
im Internet gedeihen. Die gemeinschaftliche Pro-
duktion ganzer Betriebssysteme (Linux) oder Lexika 
(Wikipedia), bei der die Beteiligten nicht für Geld, 
sondern für Spaß und Anerkennung arbeiten, ist of-
fenbar hoch produktiv, und auch hier funktioniert 
die Abstimmung zwischen den Menschen spontan. 
Entstehen da die Keimzellen für einen neuen, zwang-
losen, aber zugleich produktiven Sozialismus, der die 
Menschen glücklicher macht, als sie es beim Arbeiten 
für Geld sind? »Solche immateriellen Formen des 
Wohlstands – Computercodes, pharmazeutische 
Formeln – werden produktiver eingesetzt, wenn sie 

nicht im Privatbesitz sind, sondern wenn sie geteilt 
werden und wenn es o�enen Zugri� darauf gibt«, 
sagt Michael Hardt, Mitautor von Empire, einem 
Standardwerk der linken Szene (siehe nächste Seite).

Gemeinsam ist allen Entwürfen eines neuen 
Sozialismus, dass sie sich noch nicht zu einem gro-
ßen Ganzen formen. Einzelne Ideen und Lösungs-
ansätze werden mal für die Industrie, mal für das 
Internet oder für die Allmenden formuliert; auf 
eine ganze Gesellschaft in all ihrer Komplexität 
übertragen hat sie noch niemand. 

Wenn über den Sozialismus des 21. Jahrhunderts 
gesprochen wird, wird daher vieles noch als Ziel oder 
gar als Traum beschrieben: Mehr Fairness zwischen 
den sozialen Schichten, mehr Geschlechtergerechtig-
keit, mehr Toleranz zwischen den Kulturen und Eth-
nien, mehr Nord-Süd-Gerechtigkeit, ein besserer 
Umgang mit der Natur. Oder ex negativo: Die Zukunft 
nach dem Kapitalismus ist ein Sozialimus ohne Mos-
kau, ohne Einheitspartei, ohne Personenkult und ohne 
Unterdrückung der menschlichen Vielfalt und Schöp-
fungskraft. Braucht man dann eigentlich noch das S-
Wort? »Für manche Menschen ist es wichtig, zu sagen, 
das ist unsere Tradition«, sagt der Soziologe Altvater. 
»Identitäten stellen sich ja auch in kritischer Auseinan-
dersetzung mit der eigenen Geschichte ein.«

  www.zeit.de/audio

� Weitere Informationen im Internet:
 www.zeit.de/kapitalismus
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liche Zeitbewertung. Ein Produkt ist so viel wert, 
wie an Arbeit in das Endprodukt oder die Dienst-
leistung einge�ossen ist – das lässt sich bei den 
heutigen Produktionsmethoden interessanterweise 
sehr genau messen.
ZEIT: Ja, auch dank der modernen Computertech-
nik. Aber was soll es nützen, den Wert von Pro-
dukten auf diese Weise zu bestimmen statt über 
Angebot und Nachfrage auf dem Markt?
Dieterich: Die wirtschaftlichen Beziehungen wer-
den transparent. Das ist die Voraussetzung für 
Wirtschaftsdemokratie. Anders als im Sozialismus 
des 20. Jahrhunderts soll die Ökonomie nicht ver-
staatlicht werden, sondern vergesellschaftet. Jeder 
soll, im Prinzip, Anspruch auf das volle Wertpro-
dukt haben, das er erwirtschaftet. Wenn jemand 40 
Stunden arbeitet, dann bedeutet das ein Anrecht 
auf Produkte und Dienstleistungen im Wert von 
40 Stunden, die andere erwirtschaftet haben. Also 
statt einer Kreditkarte bekommt man eine Wert-
karte, und damit geht man zum 
Friseur. Da werden zehn Minu-
ten abgebucht ...
ZEIT: Wenn man sehr wenige 
Haare hat.
Dieterich: ... und dann geht man 
einkaufen fürs Wochenende, da 
sind dann drei Stunden weg. 
ZEIT: Das klingt so einfach. 
Zehn Stunden ärztlicher Arbeit 
kaufen in Ihrem System zehn 
Stunden Friseurarbeit. Wird 
dann noch jemand Arzt?
Dieterich: Der erste Forscher, 
der diesen Gedanken weiterent-
wickelt hat, war Arno Peters aus Bremen. Peters 
ging davon aus, dass die Entlohnung der Arbeit 
direkt proportional sein muss, 40 Stunden des In-
genieurs müssen also tatsächlich den gleichen Wa-
renkorb ergeben wie 40 Stunden des Arztes oder 
desjenigen, der die Müllabfuhr betreut. Nur das ist 
gerecht. Jede andere Lösung ist willkürlich. Warum 
soll ein Ingenieur 1,3-mal mehr bekommen als ein 
Techniker und nicht 1,5-mal so viel? Aber man 
muss natürlich auch pragmatisch sein. Wenn Ver-
änderungen statt�nden, dann graduell.
ZEIT: Sie würden den bisherigen Besserverdienen-
den also erst mal Zugeständnisse machen.
Dieterich: Ich erinnere mich zum Beispiel an einen 
Vorschlag von Hugo Chávez. Vor vier, fünf Jahren 
sagte er: Gut, wenn wir jetzt alle im Sozialismus 
sind, dann schlage ich vor, dass in der staatlichen 
Ölgesellschaft alle Leute das Gleiche verdienen, sa-
gen wir, 1000 Dollar. Wenn er das wirklich durch-
geführt hätte, dann wären drei Monate später die 
fähigsten Ingenieure und Techniker in Brasilien, 
den USA oder Mexiko gewesen, und damit wäre 
die Ölwirtschaft natürlich zusammengebrochen. 
Also muss man das nach und nach machen.
ZEIT: Zeigt nicht die Erfahrung, dass sich Unter-
schiede in der Gesellschaft, wenn sie einmal beste-

hen, im Lauf der Zeit eher verstärken? Übrigens 
unabhängig vom politischen System.
Dieterich: Diese Diskussion gab es natürlich auch 
im real existierenden Sozialismus des 20. Jahrhun-
derts, und da wurden eben Obergrenzen für Ein-
kommen administrativ festgelegt. Der Fabrik-
direktor durfte nur zweimal so viel verdienen wie 
ein Arbeiter in der untersten Einkommensgruppe. 
ZEIT: Was Sie sich da vorstellen, ein schrittweises 
Anziehen der Schrauben hin zu immer mehr Sozia-
lismus, das ist doch politisch gar nicht durchzuhal-
ten. Die ein�ussreicheren Kräfte in der Gesellschaft 
werden nicht einfach zuschauen, wenn sie Jahr für 
Jahr Privilegien verlieren.
Dieterich: Am Ende können nur von Mehrheiten 
getragene Veränderungen dauerhaft sein. Man 
muss die Leute davon überzeugen, dass es eine 
bessere Form der weltökonomischen Ordnung 
geben kann – für alle – und dass die durchsetzbar 
ist. Sonst kommen die Veränderungen eben nur 

über die Eliten, und die werden 
nicht zugunsten der Mehrheit 
ausfallen. Ich denke, dass in der 
jüngsten Krise das Bewusstsein 
von der Brutalität der Eliten ge-
schärft wurde und über den 
völligen Unwillen der Regie-
rungen, ihnen Zügel anzule-
gen. Nach dem Debakel von 
2007/2008 hat es im Grunde 
keine wesentlichen Verände-
rungen gegeben.
ZEIT: Wie sollen nach Ihren 
Vorstellungen die Produktions-
mittel vergesellschaftet werden?

Dieterich: Wir werden eine Kombination ver-
schiedener Eigentumsformen �nden. Einige stra-
tegische Unternehmen, zum Beispiel im Ener-
giesektor, könnten durchaus in der Hand des 
Staates liegen. Andere könnten kommunales Ei-
gentum sein, und kleine Betriebe könnten durch-
aus eigene Eigentümer haben. Denn wenn von 
der Gesamtbevölkerung eine Rahmenplanung 
festgelegt wird, etwa der Investitionsquote, und 
wenn die Entlohnung und Grati�kation über 
Wertbeiträge wie Arbeitszeit-Inputs geliefert 
würde, dann sind die Möglichkeiten der einseiti-
gen Akkumulation und des Missbrauchs von Ka-
pital weg. 
ZEIT: Und der Chef verdient das Gleiche wie seine 
Angestellten?
Dieterich: Wenn er 40 Stunden arbeitet, wird er 
für 40 Stunden entlohnt. Vielleicht kriegt der 
noch einen Bonus, weil er die Erfahrung hat. Viel-
leicht zehn Prozent mehr. Wenn das erst so ist, 
spielt es im Grunde auch keine Rolle mehr, ob er 
Eigentümer ist oder nicht. Er kann eine volkswirt-
schaftlich wichtige Dienstleistung erfüllen, ohne 
schädliche private Machtanhäufung. 
ZEIT: Warum wäre dann noch jemand so dumm, 
Unternehmer zu werden?
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DIE ZEIT: In der Finanzkrise titelte die Zeitschrift 
Newsweek: Wir sind jetzt alle Sozialisten. Ehrlich?
Heinz Dieterich: Der Begri� ist ausgesprochen über-
frachtet, und das war ein Problem, als ich mein Buch 
Der Sozialismus des 21. Jahrhunderts schrieb. Wenn 
man den Begri� benutzt, kommen die Erfahrungen 
der DDR und der Sowjetunion hoch. Lässt man ihn 
weg, dann schließt man viele Menschen aus, deren 
Herz noch links schlägt. Ich will die Kontinuität ei-
ner Alternative zur Marktwirtschaft darstellen, aber 
auch deutlich machen, dass die mit dem Sozialismus 
des 20. Jahrhunderts nichts zu tun hat. Daher »So-
zialismus des 21. Jahrhunderts«.
ZEIT: Haben Sie dafür eine klare De�nition?
Dieterich: Ein wirtschaftlich-gesellschaftliches Sys-
tem, das auf demokratischer Planung und partizipa-
tiver Demokratie beruht und das als Bewertungs-

maßstab nicht Marktpreise benutzt, sondern die 
Arbeitswerte. Ich denke, das ist der entscheidende 
Unterschied zur Sozialdemokratie heute und im 
Grunde zu allen anderen vorliegenden Alternativ-
projekten einer neuen Wirtschaft.
ZEIT: Das müssen Sie erklären.
Dieterich: Im Grunde ist der gesamte Produktions-
prozess auf Zeit aufgebaut. Eine Krankenschwester 
muss eine bestimmte Anzahl von Patienten in einem 
bestimmten Stundenrhythmus versorgen. In der 
Produktion am Fließband sind alle Arbeitsschritte 
zeitlich genau festgelegt. Die Zeiteinheit ist das ent-
scheidende Strukturmuster für wirtschaftliches Ver-
halten, aber es wird dann konvertiert in monetäre 
Bewertung, und da tauchen alle möglichen Proble-
me sozialer Gerechtigkeit auf. Im Sozialismus des 
21. Jahrhunderts geht man zurück auf die ursprüng-
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Dieterich: Der Antrieb ist, dass es unterschiedlich 
interessante Arbeiten gibt. Es gibt einen natürlichen 
Motivationsschub zur Arbeitsqualität. Ärzte wür-
den dann nicht mehr Ärzte sein wollen, um viel 
Geld zu verdienen, sondern weil sie den Leuten 
helfen wollen. 
ZEIT: Das klingt ein bisschen naiv ...
Dieterich: Wieso? Wir sehen das doch heute schon 
in den fortschrittlichsten aller Branchen. In der 
Softwareherstellung haben Sie das 
gemeinschaftlich produzierte On-
linelexikon Wikipedia und das 
Browserprogramm Mozilla Fire-
fox, für das Leute ihr Wissen 
praktisch kostenlos in den Dienst 
der Gemeinschaft stellen. In der 
menschlichen Gesellschaft �nden 
Sie sowohl Egoismus als auch Ko-
operation. Man muss die institu-
tionellen Voraussetzungen dafür 
scha�en, dass die egozentrische 
Komponente nicht alles andere 
zerschlägt.
ZEIT: Sozialisten haben immer 
schon zu einem viel zu optimisti-
schen Menschenbild geneigt.
Dieterich: Wir sind Herdentiere, 
und die Herde ist sieben Milliar-
den Menschen groß. Die institu-
tionelle Organisation unserer Da-
seinsform ist entscheidend für die 
Lebensqualität. 
ZEIT: Muss der Mensch für Ihren 
Sozialismus zu einem besseren 
Herdentier erzogen werden?
Dieterich: Nein, das war einer der 
großen Fehler des Sozialismus des 
20. Jahrhunderts. Über Neurowis-
senschaften und Informatik ver-
stehen wir allmählich, wie die 
Software des Menschen geprägt 
wird. Jeder, der lehrt, weiß, dass 
der entscheidende Ein�uss auf 
Studenten oder Kinder durch die 
praktische Rolle, die man einnimmt, erzielt wird. 
Man muss ein Beispiel vorleben.
ZEIT: Sie klingen immer so sanft. Allmähliche Ver-
änderung statt Revolution, keine Umerziehung des 
Menschen. Dem steht die Einsicht früherer Revo-
lutionäre entgegen, dass man die gesellschaftlichen 
Verhältnisse gewaltsam ändern muss, um tief ver-
ankerte Machtverhältnisse auszuhebeln.
Dieterich: Man will dieses hochkomplexe und 
weltweit integrierte Gefüge nicht mit dem Ham-
mer ändern, sondern sehr vorsichtig Schritt für 
Schritt, ohne zu einem Zusammenbruch der Pro-
duktion oder Lebensqualität beizutragen. Zum 
Beispiel bei der Währung. Wenn ich eine neue 
Währung habe, die auf Arbeitszeit beruht, will ich 
parallel dazu auch noch die alte monetäre Währung 
beibehalten. Solange wir im Übergang stehen und 

beide Welten existieren, muss eine Firma ja in der 
Lage sein, sowohl auf dem Weltmarkt zu agieren 
als auch daheim zu arbeiten.
ZEIT: Sie wollen den Sozialismus häppchenweise.
Dieterich: Ich würde sagen: schrittweise. Damals 
bei Chávez waren wir schon relativ weit. Ich habe da 
vor Arbeitern und Direktoren gesprochen und ge-
sagt: Der nächste bedeutende Schritt ist, dass wir 
die Ökonomie in Arbeitswerten darstellen. Man 

war damit einverstanden, und wir 
haben eine Sitzung organisiert. Da 
kamen dann Leute aus diesen 
Schwerindustrieräten nach Caracas, 
und ich habe denen erklärt, dass der 
erste Schritt eine doppelte Buch-
führung sei – monetäre Werte auf 
der einen Seite und Arbeitszeit-In-
puts auf der anderen. Das ist dann 
alles so organisiert worden. Das im-
plizierte auch Probleme. Die hatten 
Angst, dass die Transparenz auch 
Korruption und Unproduktivität 
ö�entlich macht. Aber das ist eine 
Frage der Menschenführung, das zu 
überwinden. 
ZEIT: Und was ist daraus gewor-
den? 
Dieterich: Unglücklicherweise hat-
te der Industrieminister einen Un-
fall und ich wenig Zeit.
ZEIT: Wer soll Ihre schrittweise 
Revolution denn nun vorantrei-
ben? 
Dieterich: Wir wissen heute – 
auch aus anderen Wissenschaften 
wie der Biologie oder der Physik 
– sehr viel mehr über Übergangs-
prozesse. Meiner Ansicht nach 
wird es so sein wie in der Sowjet-
union oder wie im Iran des Schahs. 
Das System wird nicht explodie-
ren, sondern implodieren, weil es 
von der Mehrheit nicht mehr un-
terstützt wird. 

ZEIT: Aber die große Frage ist, was dann entsteht. 
Sind sich die Vordenker einig?
Dieterich: Nein, ich muss sagen, obwohl es mich 
ein bisschen schmerzt, dass eine Ernüchterung 
eingetreten ist, vor allem gegenüber Hugo Chávez. 
Als er 2005 zum ersten Mal vom Sozialismus des 
21. Jahrhunderts sprach, hatte er ein Tabu gebro-
chen. Inzwischen aber ist es deutlich geworden, 
dass er nicht bereit ist, den wirklichen Schritt zu 
tun hin zu einer neuen sozialistischen Gesell-
schaftsordnung. Jetzt ist es zu spät. Jetzt macht er 
nicht mehr als sozialdemokratische Politik. Mora-
les ebenfalls.
ZEIT: Auch Morales bezeichnet sich als Sozialist.
Dieterich: Ja, es war es eben opportun, dass die Prä-
sidenten sich so nannten. Ich habe ihm sogar mal 
ein Programm entworfen, das war alles sehr erfolg-
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reich, aber andere im Land hatten andere Vorstel-
lungen. Der Dritte im Bunde war Correa. Der ist 
der einzig gute Ökonom unter den Präsidenten. Er 
war begeistert, und wir vereinbarten, ein erstes Se-
minar zu machen. Aber er brauchte Zeit, das mit 
seinem Planungsminister abzusprechen. Und der 
Planungsminister hat das dann sabotiert. 
ZEIT: Bleibt Kuba.
Dieterich: Na, in Kuba ist das Problem mit dem So-
zialismus des 21. Jahrhunderts, dass der demokra-
tisch ist und dezentral. Und in Kuba herrscht das alte 
Modell, in dem die Partei die Politik monopolisiert. 
ZEIT: Und im Westen ... 
Dieterich: Im Westen müssten die beiden entschei-
denden Träger der Bewegung die kritischen Wissen-
schaften und die Bevölkerung selbst sein. Da gibt es 
Kristallisationspunkte. Nehmen Sie die Anti-Atom-
kraft-Bewegung ...
ZEIT: Das sind ja zum Teil Konservative.
Dieterich: Richtig. Das ist alles bunt gemischt. Aber 
ich denke, es ist eine Frage der Zeit, dass die Sache 
überspringen wird auf die sozialen Bewegungen. 
ZEIT: Das ist jetzt aber kompliziert. Sie wollen sa-
gen, dass wir von der ökologischen Kapitalismus-
kritik einen Übergang �nden zum Sozialismus?
Dieterich: Man müsste dazu kommen, dass gesagt 
wird: Die Konzerne machen unsere Welt kaputt, 
also müssen wir versuchen, die Konzerne durch ir-
gendwas zu ersetzen. 
ZEIT: Da müsste der Sozialismus auch bessere Ant-
worten auf die ökologische Krise haben. 
Dieterich: Im ökologischen Lager gibt es viel Illusi-
on. Man glaubt dort zum Beispiel: Wenn die Um-
welt weiter kaputt geht, leidet die gesamte Mensch-

heit. Das ist natürlich ein Irrtum. Wie in jedem 
Evolutionsprozess werden sich diejenigen, die die 
längsten Reißzähne haben, am besten verteidigen. 
Die anderen beißen in den Staub. Trotz allem ist 
die Ökologiebewegung der erste Bereich, in dem 
kritische Überlegungen angestellt wurden und 
Menschen in Bewegung kommen. Wenn weiter-
gedacht wird, wird sich das auch auf andere �e-
men ausweiten.
ZEIT: In den USA erleben wir zurzeit den, zumin-
dest relativen, Abstieg der kaptalistischen Welt-He-
gemonialmacht. Nützt das dem Sozialismus?
Dieterich: Ich denke, es ist förderlich, weil jedes 
Monopol die Entfaltung von Kreativität beein-
trächtigt. Ich denke, dass das Auftreten von zwei 
neuen großen Zivilisationen wie der chinesischen 
und der indischen, wo das Christentum keine Rolle 
spielt, ein sehr wohltuendes Element sein wird für 
die Neugestaltung der Weltordnung. Ich glaube, 
dass das bisherige System – bestimmt von Parla-
mentarismus, Nationalstaat und Marktwirtschaft, 
dessen Konstruktion aus dem 18. Jahrhundert 
stammt – heute nicht mehr fähig ist, sich den neu-
en Erfordernissen der Menschheit anzupassen. 
Nun muss die Evolution ein neues Weltordnungs-
system erzeugen. 

Das Gespräch führte THOMAS FISCHERMANN

Realer Sozialismus
Kennzahlen ausgewählter sozialistischer
Länder im Vergleich

Venezuela

Arbeitslosenquote

Einwohner 27,6 Millionen

77 Jahre

93 %

8,5 %
Anteil der Internetnutzer 32 %

Lebenserwartung

Alphabetisierungsrate

–1,9 %Wachstum 2010

12 700Wirtschaftsleistung 2010
(pro Kopf, in US-Dollar)

Kuba

Arbeitslosenquote

Einwohner 11 Millionen

78 Jahre

99,8 %

1,6 %
Anteil der Internetnutzer 15 %

Lebenserwartung

Alphabetisierungsrate

1,5 %Wachstum 2010

9900Wirtschaftsleistung 2010
(pro Kopf, in US-Dollar)

Bolivien

Arbeitslosenquote

Einwohner 10 Millionen

68 Jahre

86,7 %

7,8 %
Anteil der Internetnutzer 11 %

Lebenserwartung

Alphabetisierungsrate

4,2 %Wachstum 2010

4800Wirtschaftsleistung 2010
(pro Kopf, in US-Dollar)

Ecuador

Arbeitslosenquote

Einwohner 15 Millionen

76 Jahre

91 %

7,6 %
Anteil der Internetnutzer 22 %

Lebenserwartung

Alphabetisierungsrate

3,2 %Wachstum 2010

7800Wirtschaftsleistung 2010
(pro Kopf, in US-Dollar)

zum Vergleich: Deutschland

Arbeitslosenquote

Einwohner 81 Millionen

80 Jahre

99 %

7,1 %
Anteil der Internetnutzer 80 %

Lebenserwartung

Alphabetisierungsrate

3,5 %Wachstum 2010

35 700Wirtschaftsleistung 2010
(pro Kopf, in US-Dollar)

ZEIT-Grafik/Quelle: CIA Factbook

Wegweiser
Der 68-jährige Heinz 
Dieterich lehrt Soziolo-
gie in Mexico City und 
hat die Präsidenten Hugo 
Chávez (Venezuela), Evo 
Morales (Bolivien) und 
Rafael Correa (Ecuador) 
beraten. 1996 erschien 
sein Buch Sozialismus des 
21. Jahrhunderts. Kürz-
lich verö�entlichte er mit 
anderen Autoren den 
Band EU am Ende? Unse-
re Zukunft jenseits von 
Kapitalismus und Kom-
mandowirtschaft. In ihm 
soll der Weg zum Sozia-
lismus in Europa aufge-
zeigt werden. DZ

Ende der Serie


